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IM NAMEN DER REPUBLIK 
 

 

Das Landesverwaltungsgericht Tirol erkennt durch seinen Richter Dr. Riedler über die 

Beschwerde von AA, vertreten durch ihre Mutter BB, Adresse 1, **** Z, gegen den Bescheid 

der Bezirkshauptmannschaft Y vom 06.02.2020, Zl *****, betreffend eine Angelegenheit 

nach dem Tiroler Teilhabegesetz, 

 

zu Recht: 

 

1. Die Beschwerde wird mit der Maßgabe als unbegründet abgewiesen, dass sich die 

Entscheidung auf die Bestimmung des § 8 des Tiroler Teilhabegesetzes-THG, LGBl Nr 

32/2018 idF LGBl Nr 138/2019 iVm § 2 Abs 3 der Therapien-Verordnung, LGBl Nr 

85/2018 idF LGBl Nr 153/2019 zu stützen hat. 

 

2. Die ordentliche Revision ist gemäß Art 133 Abs 4 B-VG nicht zulässig. 

 

 

E n t s c h e i d u n g s g r ü n d e 

 

 

I. Verfahrensgang und Beschwerdevorbringen: 

 

Mit Bescheid der Bezirkshauptmannschaft Y vom 12.02.2019, Zl *****, wurde AA im 

Zeitraum 01.01.2019 bis 31.12.2019 psychologische Behandlung im Ausmaß von 40 Stunden 

einmalig in der Einrichtung „CC“ genehmigt.  

 

Mit Bescheid der Bezirkshauptmannschaft Y vom 06.02.2020, Zl *****, wurde AA im 

Zeitraum 01.01.2020 bis 31.12.2020 Ergotherapie im Ausmaß von 40 Stunden einmalig in 

der Einrichtung „CC“ genehmigt.  

 

Mit dem nunmehr angefochtenen Bescheid vom 06.02.2020, Zl *****, wurde der von AA 

über ihre Mutter BB am 03.12.2019 eingebrachte Antrag auf Gewährung der Leistung 

Psychologische Behandlung – beantragt wurde die Verlängerung dieser Maßnahme im 
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Umfang von 40 Stunden zusätzlich zur genehmigten Ergotherapie – gemäß den 

Bestimmungen des Tiroler Teilhabegesetzes abgewiesen. Begründet wurde die Entscheidung 

im Wesentlichen damit, dass die Amtsärztin nach Einsicht in die von der Antragstellerin 

beigebrachten medizinischen Unterlagen zum Ergebnis gekommen sei, dass die beantragte 

Leistung nicht zu befürworten sei, da derzeit keine Indikation bestehe. Die Förderung der 

klinisch-psychologischen Behandlung sei als einmalige Leistung (in der Regel 20 Stunden, in 

besonders begründeten Fällen max 40 Stunden) vorgesehen und könne daher aus 

amtsärztlicher Sicht nicht verlängert werden. Hingewiesen wurde darauf, dass die 

Verlängerung der Leistungen der Ergotherapie aus amtsärztlicher Sicht befürwortet werde.  

 

Gegen diesen Bescheid wurde von AA, vertreten durch ihre Mutter BB, fristgerecht 

Beschwerde an das Landesverwaltungsgericht Tirol eingebracht und um eine erneute 

Beurteilung über die Notwendigkeit der klinisch-psychologischen Behandlung ersucht. Auf das 

aktuelle Gutachten der Kinder- und Jungendpsychiaterin Frau Dr.in DD, das der Beschwerde 

nicht angeschlossen war, wurde hingewiesen.  

 

Die Vorlage des Arztbriefes von Frau Dr.in DD, Fachärztin für Kinder- und Jungendpsychiatrie 

und Psychotherapie und Fachärztin für Kinder- und Jugendheilkunde, vom 06.02.2020, 

erfolgte mit E-Mail vom 06.04.2020. Diesem Arztbrief ist aufgrund erstellter Diagnosen nach 

ICD-10, einer Aktualanamnese, einer Schilderung der Vorgeschichte und der biografischen 

Grunddaten sowie eines psychopathologischen Untersuchungsbefundes zusammenfassend zu 

entnehmen, dass bei AA von einer emotionalen Störung mit Überängstlichkeit sowie einer 

ausgeprägten Konzentrationsschwäche ausgegangen werden kann. Empfohlen wurde bei der 

Patientin aus fachärztlicher Sicht eine Psychotherapie, zusätzlich zur Ergotherapie, wobei 

diese Maßnahmen bevorzugt im Therapiezentrum CC stattfinden sollten.  

 

Beweis aufgenommen wurde durch Einsichtnahme in den Akt der belangten Behörde und in 

den Arztbrief vom 06.02.2020.  

 

 

II. Sachverhalt: 

 

Der Beschwerdeführerin wurde mit Bescheid der belangten Behörde vom 12.02.2019, Zl 

*****, die Maßnahme „Psychologische Behandlung“ im Ausmaß von 40 Stunden einmalig in 

der Einrichtung „CC“ genehmigt.  

 

Der mit 10.10.2019 datierte, bei der belangten Behörde am 02.12.2019 unter Anschluss von 

Therapieberichten (ET + KPB) und eines neuropsychodiagnostischen Befundes der EE 

eingelangte Antrag auf Verlängerung der Maßnahme „Psychologische Behandlung“ im 

neuerlichen Ausmaß von 40 Stunden in der Einrichtung „CC“ wurde mit dem nunmehr 

angefochtenen Bescheid vom 06.02.2020, Zl *****, abgewiesen. Hingegen wurde die 

Leistung „Ergotherapie“ im Zeitraum vom 01.01.2020 bis 31.12.2020 im Ausmaß von 40 

Stunden mit Bescheid der belangten Behörde vom 06.02.2020, Zl *****, in der Einrichtung 

„CC“ genehmigt. 
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Aus fachärztlicher Sicht wird bei der Beschwerdeführerin Psychotherapie zusätzlich zur 

Ergotherapie im Therapiezentrum CC empfohlen.  

 

 

III. Beweiswürdigung: 

 

Der Sachverhalt ergibt sich unstrittig nach Einsichtnahme in den Akt der belangten Behörde. 

Die empfohlene Psychotherapie zusätzlich zur Ergotherapie ergibt sich aus dem vorgelegten 

Arztbrief der Fachärztin für Kinder- und Jungendpsychiatrie und Psychotherapie und 

Fachärztin für Kinder- und Jugendheilkunde, Frau Dr.in DD.  

 

 

IV. Rechtslage und Erwägungen: 

 

Die entscheidungsrelevante Bestimmung des Tiroler Teilhabegesetzes (THG), LGBl Nr 

32/2018 idF LGBl Nr 138/2019, lautet wie folgt: 

 

§ 8 THG 

„Therapien und psychologische Behandlungen 

 

(1) Ärztlich verordnete Therapien und psychologische Behandlungen, die nicht in die 

Zuständigkeit der Sozialversicherungsträger fallen, können Menschen mit Behinderungen 

nach diesem Gesetz in Anspruch nehmen, wenn durch diese Leistungen 

a) eine Verbesserung der durch die Behinderungen verursachten 

Beeinträchtigungen ermöglicht werden kann, 

b) eine Verlangsamung des Verlaufes der durch die Behinderungen verursachten 

Beeinträchtigungen ermöglicht werden kann, oder 

c) eine Verschlechterung der durch die Behinderungen verursachten 

Beeinträchtigungen verhindert werden kann. 

(2) Therapien und psychologische Behandlungen umfassen: 

a) Ergotherapie: Mit Ergotherapie soll durch gezielten Einsatz von 

Aktivitäten/Tätigkeiten, die den jeweiligen Fähigkeiten und Bedürfnissen 

entsprechen, eine größtmögliche Handlungsfähigkeit, Partizipation und 

Lebensqualität im persönlichen, sozialen und beruflichen/schulischen 

Lebensbereich ermöglicht werden. 

b) Logopädie: Logopädie behandelt Störungen und Beeinträchtigungen der 

Kommunikation, der Nahrungsaufnahme, des Hörens, sowie der auditiven 

Wahrnehmung, der Mundfunktion, der Stimme, der Atmung sowie der Sprache 

und des Sprechens. 

c) Physiotherapie: Durch Physiotherapie soll das physiologische 

Bewegungsverhalten, angepasst an die Fähigkeiten des Menschen mit 

Behinderungen, vermittelt werden. 

d) Psychologische Behandlung: Kinder und Jugendliche mit Behinderungen 

können in Verbindung mit Therapien nach lit. a, b und c zur Bewältigung 

vorwiegend psychischer, aber auch sozialer und körperlicher Behinderungen 

professionelle psychologische Unterstützung in Anspruch nehmen. 
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(3) Die Therapien und psychologischen Behandlungen sind jeweils unter Berücksichtigung der 

Einheiten je Therapie bzw. Behandlung pro Jahr zu bemessen. Die Höhe der Tarife, das 

maximale Ausmaß pro Jahr, etwaige Ausnahmen, ein Gesamtausmaß (für Leistungen nach 

Abs. 2 lit. d) sowie Abrechnungsmodalitäten hat die Landesregierung mit Verordnung 

festzulegen.“ 

 

Die entscheidungsmaßgebliche Bestimmung der Verordnung der Tiroler Landesregierung vom 

10.07.2018 über die Tarife und Abrechnungsmodalitäten für Therapien und psychologische 

Behandlungen nach dem Tiroler Teilhabegesetz (Therapien-Verordnung), LGBl Nr 85/2018 

idF LGBl Nr 153/2019, lautet wie folgt: 

 

§ 2 

„Ausmaß 

 

(1) Für den Zeitraum von einem Jahr können für die Leistungen Ergotherapie, Logopädie und 

Physiotherapie maximal je 40 Stunden gewährt werden. 

(2) Ein über Abs. 1 hinausgehendes höheres Stundenausmaß in einem gewährten Zeitraum 

von einem Jahr ist nur in Ausnahmefällen und bei inhaltlich begründeter Befürwortung einer 

Fachärztin bzw. einer Entwicklungspsychologin sowie einer befürwortenden Stellungnahme 

der Therapeutin möglich. 

(3) Die Leistung psychologische Behandlung kann einmalig im Ausmaß von 20 Stunden 

gewährt werden. Eine einmalige Verlängerung im Ausmaß von weiteren 20 Stunden ist nur in 

Ausnahmefällen und bei inhaltlich begründeter Befürwortung einer Fachärztin bzw. einer 

Entwicklungspsychologin möglich. 

(4) Im Rahmen des für den Menschen mit Behinderungen gewährten Stundenkontingentes 

können pro Leistung geplante, inhaltlich notwendige, dokumentierte und mindestens eine 

halbe Stunde dauernde Gespräche (z. B. Vernetzungsgespräche, Helferkonferenzen) mit 

externen Systempartnern (z. B. Schule, Kindergarten) auch in Abwesenheit des Menschen 

mit Behinderungen abgerechnet werden. 

(5) Im Rahmen des für den Menschen mit Behinderungen gewährten Stundenkontingentes 

können pro Leistung, welche von Kindern und Jugendlichen in Anspruch genommen wird, 

maximal zwei Stunden an geplanten, inhaltlich notwendigen, dokumentierten und 

mindestens eine halbe Stunde dauernden Elterngesprächen (auch gesetzliche Vertreter) pro 

12 Monate auch in Abwesenheit des Menschen mit Behinderungen verrechnet werden. 

 

Nach § 2 Abs 3 der zitierten Therapien-Verordnung kann somit die Leistung psychologische 

Behandlung, inklusive einer einmaligen Verlängerung nur in Ausnahmefällen und bei 

inhaltlich begründeter Befürwortung einer Fachärztin bzw einer Entwicklungspsychologin, 

maximal in einem Gesamtausmaß von 40 Stunden zugesprochen werden. Dieses maximale 

Ausmaß von 40 Stunden einmalig wurde der Beschwerdeführerin bereits mit Bescheid der 

belangten Behörde vom 12.02.2019 bescheidmäßig gewährt. Die Amtsärztin der belangten 

Behörde hat somit zu Recht, nach amtsärztlicher Befürwortung der Verlängerung der 

Leistungen bezüglich der Ergotherapie, auf das bereits erreichte Maximalausmaß von 40 

Stunden (in der Regel 20 Stunden, in besonders begründeten Fällen maximal 40 Stunden) 

für die Leistung „psychologische Behandlung“ hingewiesen, sodass sich trotz der 
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fachärztlichen Empfehlung einer Psychotherapie durch Frau  Dr.in DD in ihrem Arztbrief vom 

06.02.2020 die Abweisung des Antrages im Ergebnis als richtig erweist.  

 

Von der Durchführung einer öffentlichen mündlichen Verhandlung konnte gem § 24 Abs 4 

VwGVG abgesehen werden, da ausschließlich eine Rechtsfrage zu beurteilen war, zu deren 

Klärung eine mündliche Erörterung nicht erforderlich war. Dem Entfall der Verhandlung 

standen weder Art 6 Abs 1 der Konvention zum Schutze der Menschenrechte und 

Grundfreiheiten noch Art 47 der Charta der Grundrechte der Europäischen Union entgegen. 

Von der Beschwerdeführerin wurde im Übrigen die Durchführung einer mündlichen 

Verhandlung auch nicht beantragt.  

 

Es war somit spruchgemäß zu entscheiden.  

 

 

 

V. Unzulässigkeit der ordentlichen Revision: 

 

Die ordentliche Revision ist unzulässig, da keine Rechtsfrage iSd Art 133 Abs 4 B-VG zu 

beurteilen war, der grundsätzliche Bedeutung zukommt. Weder weicht die gegenständliche 

Entscheidung von der bisherigen Rechtsprechung des Verwaltungsgerichtshofes ab, noch 

fehlt es an einer Rechtsprechung des Verwaltungsgerichtshofes. Weiters ist die dazu 

vorliegende Rechtsprechung des Verwaltungsgerichtshofes auch nicht als uneinheitlich zu 

beurteilen. Ebenfalls liegen keine sonstigen Hinweise auf eine grundsätzliche Bedeutung der 

zu lösenden Rechtsfrage vor.  

 

 

R e c h t s m i t t e l b e l e h r u n g 

 

 

Gegen diese Entscheidung kann binnen sechs Wochen ab der Zustellung Beschwerde an den 

Verfassungsgerichtshof, Freyung 8, 1010 Wien, oder außerordentliche Revision an den 

Verwaltungsgerichtshof erhoben werden. Die Beschwerde an den Verfassungsgerichtshof ist 

direkt bei diesem, die außerordentliche Revision an den Verwaltungsgerichtshof ist beim 

Landesverwaltungsgericht Tirol einzubringen. 

Die genannten Rechtsmittel sind von einem bevollmächtigten Rechtsanwalt bzw einer 

bevollmächtigten Rechtsanwältin abzufassen und einzubringen und es ist eine Eingabegebühr 

von Euro 240,00 zu entrichten.  

Es besteht die Möglichkeit, auf die Revision beim Verwaltungsgerichtshof und die Beschwerde 

beim Verfassungsgerichtshof zu verzichten. Ein solcher Verzicht hat zur Folge, dass eine 

Revision an den Verwaltungsgerichtshof und eine Beschwerde an den Verfassungsgerichtshof 

nicht mehr erhoben werden können. 

Hinweis: 

Die sechswöchige Frist zur Erhebung einer Beschwerde an den Verfassungsgerichtshof oder 

einer ordentlichen bzw außerordentlichen Revision an den Verwaltungsgerichtshof ist - sofern 
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die ordnungsgemäße Zustellung dieser Entscheidung bis zum 30.  April 2020 erfolgt - gemäß 

§ 1 Abs 1 in Verbindung mit § 6 Abs 2 Verwaltungsrechtliches COVID-19-Begleitgesetz 

(COVID-19-VwBG), BGBl I Nr 16/2020 idF BGBl I Nr 24/2020, bis zum Ablauf des 30. April 

2020 unterbrochen. Sie beginnt mit 1. Mai 2020 neu zu laufen. 

Der Bundeskanzler ist allerdings ermächtigt, durch Verordnung die angeordnete allgemeine 

Unterbrechung von Fristen zu verlängern oder zu verkürzen, soweit dies zur Verhütung und 

Bekämpfung der Verbreitung von COVID-19 erforderlich ist.  

 

 

Landesverwaltungsgericht Tirol 

Dr. Riedler 

(Richter) 


